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Arbeitszeitrechtliche Einordnung und Kontrollpraxis bei Live-in-Betreuung im  
Privathaushalt 
 
 
Vorbemerkung der Kleinen Anfrage 
 
Die Landesregierung hat in ihrer Antwort auf die Kleine Anfrage 7945 darauf hingewiesen, 
dass die Vorschriften des Arbeitszeitgesetzes auch für im Privathaushalt beschäftigte Live-in-
Betreuungskräfte gelten. Gleichzeitig wird ausgeführt, dass die Kontrolle der Einhaltung dieser 
Vorschriften im häuslichen Umfeld erheblich erschwert ist. 
Vor diesem Hintergrund ergeben sich Fragen zur praktischen Umsetzung des Arbeitszeit-
rechts in diesem Bereich. 
 
 
Der Minister für Arbeit, Gesundheit und Soziales hat die Kleine Anfrage 8280 mit Schreiben 
vom 30. Juli 2026 namens der Landesregierung beantwortet. 
 
 
1. Welche verbindlichen Vorgaben oder Verwaltungsvorschriften bestehen in  

Nordrhein-Westfalen zur Prüfung dieser Abgrenzung im Rahmen von Kontrollen? 
 
Für die Arbeitsbedingungen von sogenannten Live-In-Kräften gelten die allgemeinen arbeits- 
und arbeitsschutzrechtlichen Vorschriften. Besondere Verwaltungsvorschriften oder Prüfmaß-
stäbe speziell für die Live-in-Betreuung bestehen in Nordrhein-Westfalen nicht. Die Überprü-
fung der Einhaltung arbeits- und arbeitsschutzrechtlicher Vorgaben erfolgt je nach Regelungs-
gegenstand durch die jeweils zuständigen Behörden, insbesondere die Arbeitsschutzverwal-
tung des Landes sowie Finanzkontrolle Schwarzarbeit der Zollverwaltung. 
 
 
2. Welche Erkenntnisse liegen der Landesregierung darüber vor, in welchem Umfang 

Verstöße gegen Arbeitszeitregelungen im Bereich der Live-in-Betreuung  
tatsächlich nachgewiesen werden können? 

 
Der Landesregierung liegen hierzu keine Erkenntnisse vor. 
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3. Welche Möglichkeiten bestehen für die zuständigen Behörden, Arbeitszeitver-
stöße im privaten häuslichen Umfeld unabhängig von Beschwerden festzustellen? 

 
Angesichts der Tätigkeit der Betreuungskräfte in Privathaushalten sind Kontrollen der Einhal-
tung gesetzlicher Arbeitszeitregelungen aufgrund des durch Artikel 13 Grundgesetz geschütz-
ten Bereichs der Wohnung verfassungsrechtlichen Grenzen unterworfen. Die zuständige Ar-
beitsschutzbehörde kann vom Arbeitgeber insbesondere Auskünfte und Unterlagen, beispiels-
weise Arbeitszeitaufzeichnungen, verlangen, um die Einhaltung der Vorschriften des Arbeits-
zeitgesetzes zu überprüfen, ohne den geschützten Bereich der privaten Wohnung betreten zu 
müssen.  
 
 
4. Welche Maßnahmen werden ergriffen, um die praktische Durchsetzbarkeit des Ar-

beitszeitgesetzes im Bereich der Live-in-Betreuung zu verbessern? 
 
Für die Durchsetzung der Vorgaben des Arbeitszeitgesetzes stehen der Arbeitsschutzverwal-
tung – je nach Regelungsgegenstand und Schwere des Verstoßes – unterschiedliche Maß-
nahmen zur Verfügung. Diese reichen vom Mängelschreiben, über schriftliche Anordnung bis 
zur Einleitung von Ordnungswidrigkeitenverfahren.  
Die Landesregierung unterstützt die Einhaltung der gesetzlichen Vorgaben in diesem Bereich 
insbesondere durch Informations- und Beratungsangebote.  
Das Ministerium für Arbeit, Gesundheit und Soziales stellt in Zusammenarbeit mit den Ver-
braucherschutzzentralen auf der Internetseite des Pflegewegweisers NRW Informationen zur 
Beschäftigung ausländischer Betreuungskräfte sowie Flyer, Seminare und eine kostenfreie 
telefonische Beratung zur Verfügung. Darüber hinaus stellt das Bundesministerium für Arbeit 
und Soziales die Broschüre „Rechtssichere Live-In-Betreuung“ zum Herunterladen zur Verfü-
gung. 
 
Das Ministerium für Arbeit, Gesundheit und Soziales fördert zudem mit Mitteln des Europäi-
schen Sozialfonds und des Landes vielfältige Beratungsangebote, um prekär Beschäftigte bei 
arbeits- und sozialrechtlichen Fragestellungen zu unterstützen. Gemeinsam bilden sie ein lan-
desweites Beratungsnetzwerk gegen Arbeitsausbeutung. Zum Netzwerk gehören unter ande-
rem die 53 Beratungsstellen Arbeit und das Projekt Beratungszentrum gegen Arbeitsausbeu-
tung und Menschenhandel (BEAM) bei Arbeit und Leben NRW. Die Beratungsangebote ste-
hen Beschäftigten jeder Herkunft oder Branche offen, also auch Live-In-Kräften. Die Ratsu-
chenden werden nicht nur an den festen Standorten beraten, sondern auch aufsuchend und 
mobil informiert und unterstützt. 
 
Daneben berät auch das vom Bundesministerium für Arbeit und Soziales geförderte Projekt 
„Faire Mobilität“ Beschäftigte aus der Europäischen Union, insbesondere aus Mittel- und Ost-
europa, an bundesweit zwölf Standorten zu arbeitsrechtlichen Fragen und Arbeitsbedingun-
gen. Die Beratung erfolgt in der Regel in der jeweiligen Muttersprache der Ratsuchenden. Ein 
Schwerpunkt des Projekts liegt auf der Beratung von Live-In-Betreuungskräften. 
 
 
 
 
 


